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1. PRUFUNGSAUFTRAG
Der Stadtrat der
Stadt Schoneck/Vogtl.

nachfolgend auch Stadt genannt, wéhlte uns gemdaB § 28 Abs. 2 Nr. 13 S&chsGemO am
27. Juni 2022 zum ortlichen Prufer fUr den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018.

Ausgehend davon beauftragte uns die BUrgermeisterin, den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2018 der Stadt entsprechend § 104 (1) SGchsGemO zu prifen.

Mit der Neufassung der S&chsGemO zum 20. Februar 2022 haben Kommunen gemanR
§ 88 Abs. 5 das Wahlrecht, fur die JahresabschlUsse bis einschlieBlich 2020 auf Anhang und
Rechenschaftsbericht zu verzichten. Von diesem Wahlrecht hat die Stadf mit dem Stadi-
rafsbeschluss vom 30. Mai 2022 Gebrauch gemacht. Die Bestandteile sind nicht Teil der
PrGfung.

Wir bestatigen gemdaB § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Prifung des Jahresabschlus-
ses die anwendbaren Vorschriften zur Unabhdngigkeit beachtet haben.

Uber das Ergebnis der Prifung des Jahresabschlusses berichtet dieser Prifungsbericht ge-
mas § 104 Abs. 2 SGchsGemO, der in Anlehnung an den IDW Prifungsstandard: Grund-
satze ordnungsmaBiger Erstellung von PriGfungsberichten (IDW PS 450 n.F.) erstellt wurde.
Des Weiteren wurden die vom Institut der Rechnungsprufer (IDR) herausgegebenen Pri-
fungsleitlinien beachtet.

Dem Auftrag liegen die als Anlage beigefUgten Besonderen Auftragsbedingungen fUr Pri-
fungen und prufungsnahe Leistungen der Terpitz Bast Ronneberger GmbH in der Fassung
vom 1. September 2021 sowie die Allgemeinen Auftragsbedingungen fUr Wirtschaftsprufer
und Wirtschaftspriofungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 zugrunde. Die
H&he unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Verhd&linis zu Dritten ist Nr.
1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maBgebend.

Der Bericht ist an die Stadt Schéneck gerichtet.
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2. GRUNDSATZLICHE FESTSTELLUNGEN

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter
211 Lage der Stadt Schéneck/Vogtl.

Die Stadt hat aufgrund der AusUbung des Wahlrechts gem. § 88 Abs. 5 SichsGemO zul&s-
sigerweise auf die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts verzichtet.

Auf Basis des gepruften Jahresabschlusses, bestehend aus Ergebnis-, Finanz- und Vermo-
gensrechnung sowie der uns vorgelegten Unterlagen, freffen wir folgende Aussagen zur
Beurteilung der Lage der Stadt:

Der Stadtrat hat die Haushaltssatzung 2018 am 15. Mai 2018 beschlossen und der Rechfts-
aufsichtsbehdrde am 23. Mai 2018 vorgelegt. Das Landratsamt Vogtlandkreis bestatigte
die Haushaltssatzung am 19. Juni 2018.

In der Ergebnisrechnung 2018 wird ein ordentliches Ergebnis in Hohe von 30 TEUR ausge-
wiesen. Im fortgeschriebenen Haushalt 2018 waren -331 TEUR veranschlagt.

Die positive Abweichung zum fortgeschriebenen Planansatz ist im Wesentlichen auf hé-
here Ertrédge innerhalb der Steuern und dhnliche Abgaben (+129 TEUR) — speziell der Ertrge
aus Gewerbesteuer (+107 TEUR) —zurGckzufUhren. Die sonstigen ordentlichen Ertrége liegen
ca. 170 TEUR Uber dem fortgeschriebenen Planansatz. MaBgebend sind dabei die Ertrége
aus der Fortschreibung der Finanzanlagen mittels Eigenkapitalspiegelmethode (+140
TEUR).

Minderertrdge beftreffen die Zuwendungen und Umlagen, speziell die Zuweisungen und
ZuschUsse fUr laufende Zwecke von Gemeinden und Verbdnden (-275 TEUR). Hierbei han-
delt es sich um geplante ZuschUsse zur Sanierung der Kindertagesstatte ,,Sonnenwirbel”,
die aufgrund der zeitlichen Verschiebung der MaBnahmen nicht im Haushaltsjahr ausge-
zahlt wurden.

Minderaufwendungen betreffen im Wesentlichen die Aufwendungen fur Sach- und Dienst-
leistungen, speziell die Aufwendungen fUr die Unterhaltung der Grundsticke und bauli-
chen Anlagen (-318 TEUR, betrifft ebenfalls Kita ,,Sonnenwirbel*) sowie die besonderen Ver-
waltungs- und Betriebsaufwendungen (-94 TEUR, betrifft ein Marketingprojekt, welches in
2018 starten sollte).

Es wird ein positives Sonderergebnis in Hohe von 93 TEUR erzielt, was im Wesentlichen auf
GrundstUcksverkdufe zurickzufGhren ist.

Das Gesamtergebnis liegt bei 123 TEUR (fortgeschriebener Ansatz: -331 TEUR).

Die Stadt konnte im Haushaltsjahr 2018 einen Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwal-
tungstatigkeit in Hdhe von 469 TEUR (fortgeschriebener Ansatz: 155 TEUR) erzielen. Der Uber-
schuss ist, analog zur Ergebnisrechnung, im Wesentlichen auf hdhere Steuereinzahlungen
(+147 TEUR) sowie hdéheren Einzahlungen aus dem Holzverkauf (+144 TEUR) zurdckzufUhren.
Minderauszahlungen betrafen wiederum die Auszahlungen fUr Sach- und Dienstleistungen
(-462 TEUR).

Der Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstatigkeit betrdgt 415 TEUR (fortgeschriebener Plan-
ansatz: -779 TEUR). Sowohl die Einzahlungen fUr Investitionsté&tigkeit in Hohe von 1.128 TEUR
(fortgeschriebener Ansatz: 2.271 TEUR) als auch die Auszahlungen fUr Investitionstatigkeit in
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Hbéhe von 714 TEUR (fortgeschriebener Ansatz: 3.051 TEUR) liegen deutlich unter den fort-
geschriebenen Planansatzen.

Der Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstatigkeit betragt -319 TEUR (fortgeschriebener
Ansatz: 223 TEUR) und ist auf die planmdaBige Tilgung der Kredite zurbckzufGhren.

Zum 31.12.2018 betrug der Bestand an liquiden Mitteln 1.841 TEUR, zum 31.12.2017 betrug
der Bestand 1.405 TEUR. Die liquiden Mittel sind damit zum Stichtag um 436 TEUR gestiegen.

Kreditverbindlichkeiten bestehen zum Stichtag in Hohe von 2.499 TEUR.

Aus dem Jahresabschluss geht hervor, dass sich die Bilanzsumme in 2018 gegenUber dem
Vorjahr um ca. 255 TEUR verringert hat.

Die Entwicklung des Sachanlagevermdgens beruht hauptsdchlich auf den Zugédngen so-
wie den planmdaBigen Abschreibungen. Der Anteil des Sachanlagevermdgens an der Bi-
lanzsumme ist von 79,3 % auf 77,3 % gesunken. Den Abschreibungen auf immaterielle Ver-
mogensgegenstdnde und Sachanlagen von 1.668 TEUR stehen Ertr&ige aus der Auflésung
von Sonderposten (ohne Beitrdge) in Hohe von 1.166 TEUR gegenuber. Ausgehend davon
betragt die rechnerische Fordermittelquote ca. 69,9 %.

Die Stadt weist zum Bilanzstichtag eine Kapitalposition in Hohe von 15.848 TEUR auf.

Die Anlagenintensitdt, d.h. der Anteil des Anlagevermdgens an der Bilanzsumme der Stadt
betrégt 93.5 % (Vj. 94,9 %). Dieser hohe Anteil resultiert hauptséchlich aus dem Sachanla-
gevermdgen, dessen Anteil am Anlagevermdgen 82,7 % (Vj. 83,5 %) entspricht. Innerhalb
des Sachanlagevermdgens haben die bebauten Grundsticke und grundstUcksgleichen
Rechte an solchen mit 52,2 % (Vj. 53,4 %) den groBten Anteil.

FUr die Stadt ergibt sich ein Anlagendeckungsgrad | von 44,8 % (V|. 43,5 %). Diese Kennzahl
zeigt inwieweit das Anlagevermoégen durch die Kapitalposition gedeckt ist.

Der Anlagendeckungsgrad Il berUcksichtigt die Besonderheit von Kommunen, dass we-
sentliche Teile des Anlagevermdgens Uber Férdermittel finanziert werden. Die Kennzahl
gibt das Verhdlinis vom Basiskapital zuzoglich Sonderposten zum Anlagevermdgen wieder.
Der Anlagendeckungsgrad Il ist gegenUber dem Vorjahr leicht von 94,9 % auf 96,6 % ge-
stiegen.

Der Verschuldungsgrad gibt Aufschluss Gber das Verhdlinis von Fremdkapital zur Kapital-
position (inkl. Sonderposten). Zum 31. Dezember 2018 betrdgt der Verschuldungsgrad
10,8 % (V). 11,1 %).

Innerhalb der Ergebnisrechnung zeigt der ordentliche Aufwandsdeckungsgrad, zu wel-
chem Anteil die ordentlichen Aufwendungen durch ordentliche Ertfrége gedeckt wurden.
Eine vollstGndige Deckung ist anzustreben. Der ordentliche Aufwandsdeckungsgrad be-
tragt im Haushaltsjahr 100,5 % (Vj. 107.8 %).

Wesentlichen Anteil an den ordentlichen Ertfrdgen haben die Steuerertradge mit 34,4 %, so-
wie die Erfrdge aus Zuwendungen und Umlagen bzw. aufgeldsten Sonderposten mit
40,1 %.
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MaBgebend fir die ordentlichen Aufwendungen sind die Personalaufwendungen mit
28,2 % und die planmdaBigen Abschreibungen mit 26,1 %.

Auf Grund unserer Prifung stellen wir fest:

Die Aussagen im Jahresabschluss, bestehend aus Ergebnis-, Finanz- und Vermdgensrech-
nung sowie der uns vorgelegten Unterlagen zum Verlauf der Haushaltswirtschaft und zur
Lage der Stadt, geben insgesamt eine zutreffende Beurteilung der Haushaltswirtschaft und
der Lage der Stadt wieder.

2.1.2 Zu erwartende positive Entwicklungen und mogliche Risiken von besonderer Be-
deutung

Die Stadt hat aufgrund der Ausubung des Wahlrechts gemaB § 88 Abs. 5 S&GchsGemO zu-
lassigerweise auf die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts verzichtet. Eine Beurteilung
der positiven Entwicklung sowie méglichen Risiken von besonderer Bedeutung ist uns dem-
zufolge nicht méglich.
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2.2 Feststellungen Uber Beanstandungen
2.2.1 Beanstandungen in der Rechnungslegung

Bewertung der Grundsticke des Infrastrukturvermogens

Die Bewertung der StraBengrundsticke hat gemdéB Anlage 1 zur BewertR-E mit 20 % des
Bodenrichtwertes vergleichbarer unbebauter Grundsticke, jedoch mindestens mit
0,10 EUR je Quadratmeter und in Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohner mit héchstens
5,00 EUR zu erfolgen.

Die Bodenrichtwerte der Stadt lagen zum Stichtag fUr Grundstucke innerhalb des Stadfge-
bietes bei durchschnittlich 29,38 EUR/m? sowie auBerhalb bei 0,40 EUR/m?. Somit waren je
nach Lage 5,00 EUR/m? im Innenbereich und 0,10 EUR/m? im AuBenbereich zur ersatzwei-
sen Bewertung der Grundsticke des Infrastrukturvermdgens heranzuziehen.

Die Stadt ermittelte fUr die Bewertung der Grundsticke des Infrastrukturvermdgens einen
Durchschnittswert, welcher sich aus dem L&dngenanteil der jeweiligen im Innen- bzw. Au-
Benbereich befindlichen StraBen multipliziert mit den Bodenrichtwerten abziglich eines
80%igen Abschlags ergab. Mit diesem Durchschnittswert wurden alle Grundsticke des Inf-
rastrukturvermégens bewertet.

Die gesetzlichen Grundlagen sehen die Bildung eines Durchschnittswertes nicht vor.
Ausgehend von den Aussagen der Verantwortlichen fUhrt eine Einzelbewertung der

Grundstucke insgesamt nicht zu einer wesentlichen Ver&nderung der Vermogenslage der
Stadt.

222 Sonstige Beanstandungen

Kassenprifung

Bei der Stadtkasse und den Sonderkassen ist j@hrlich, bei Zahlstellen alle zwei Jahre mindes-
tens eine unvermutete Kassenprifung gemas § 15 Abs. 1 SGchsKomProfVO vorzunehmen.
Im Haushaltsjahr 2018 erfolgte keine Kassenprifung.

GemdB § 18 Abs. 1 SAchsKkomPrifvVO ist Uber das Ergebnis der Kassenprifung nach
§§ 15-16 S&GchsKomPrufVO der Burgermeister zu informieren. GemdaB § 18 Abs. 2 SGchskom-
ProfvO ist ein PrOfungsbericht zu erstellen, dem ein Kassenbestandsausweis beizufigen ist.
Bezogen auf die Kassenprufungen liegen folglich keine Prifungsberichte vor.

Gesetzliche Frist zur Jahresabschlussaufstellung

Die Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2018 hat gemdaB § 88c Abs. 1
S&chsGemO bis zum 30. Juni 2019 zu erfolgen.

Die gesetzliche Frist wurde nicht eingehalten.
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3. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRUFUNG

3.1 Gegenstand der Prifung

Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung des Jahresabschlusses liegen in der Ver-
antwortung der Fachbediensteten fUr das Finanzwesen der Stadft.

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der durchgefihrten pflichtgemd&Ben Prifung ein
Urteil Gber den Jahresabschluss abzugeben. Dabei ist zu prifen, ob bei den Ertragen, Auf-
wendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der Vermdgensverwaltung vor-
schriftsmd@Big verfahren worden ist, die einzelnen Rechnungsbetrége sachlich und rechne-
risch vorschriftsmd@Big begrindet und belegt sind, der Haushaltsplan eingehalten worden
ist und das Vermégen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgrenzungs-
posten und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind.

Dazu haben wir die Buchfuhrung und den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018, beste-
hend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Vermdgensrechnung der
Stadt geprift. Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften
zur Rechnungslegung aufgestellt.

Im Rahmen des gesetzlichen Prifungsauftrages wurde die Einhaltung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und die sie ergdnzenden Satzungen und Dienstanweisungen Uber
den Jahresabschluss sowie die Beachtung der Grundsdtze ordnungsmdaBiger BuchfUhrung
gepruft. Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie die Aufde-
ckung und Aufklarung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtlicher Tatbestdnde, soweit
sie nicht die OrdnungsmdBigkeit des Jahresabschlusses betreffen, nicht Gegenstand der
Prifung.

3.2 Art und Umfang der Prifung

Wir haben unsere Prifung nach den rechtlichen Vorschriften und dem risikoorientierten
PrOfungsansatzin Anlehnung der vom Institut der Rechnungsprufer (IDR) herausgegebenen
PrGfungsleitlinien und unter Beachtung der vom IDW festgestellfen deutschen Grundsétzen
ordnungsmaBiger Abschlussprifung vorgenommen.

Diese Grunds&tze erfordern es, die Prifung so zu planen und durchzufUhren, dass ein hin-
reichend sicheres Urteil darlber abgegeben werden kann, ob die BuchfUhrung und der
Jahresabschluss frei von wesentlichen Fehlaussagen und Méngeln sind.

Dem risikoorientierten PrOfungsansatz gemdan haben wir eine an den speziellen Risiken des
kommunalen Jahresabschlusses der Stadt ausgerichtete Prifungsplanung durchgefuhrt.
Diese PrUfungsplanung wurde auf der Grundlage von AuskUnften der Fachbediensteten
fUr das Finanzwesen sowie den weiteren Mitarbeitern und erster analytischer Profungs-
handlungen erstellt.

Darauf aufbauend wurde ein priffeldbezogenes risikoorientiertes Priofungsprogramm ent-
wickelt, das auf der Grundlage der festgestellten priffeldbezogenen Risikofaktoren Art und
Umfang der Prifungshandlungen festlegt.
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Die PrUfung schlieBt eine stichprobengestutzte Prifung der Nachweise fUr die Bilanzierung
und die Angaben des Jahresabschlusses ein. Sie beinhaltet die Priufung der angewandten
Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsdtze und wesentlicher Einsch&tzungen
der BUrgermeisterin und der Fachbediensteten fur das Finanzwesen sowie eine Beurteilung
der Gesamtaussage des Jahresabschlusses.

Die Prifung umfasst aussagebezogene, einzelfallorientierte Prifungshandlungen; die an-
gewandten Verfahren zur Auswahl der risikoorientierten Prifungshandlungen basieren auf
einer bewussten Auswahl.

Die Prufungsstrategie des risikoorientierten Prifungsansatzes hat zu folgenden Schwerpunk-
ten des Prufungsprogramms gefihrt:

Zu- und Abgdnge des Anlagevermdgens sowie der korrespondierenden Sonder-
posten

vollstdndige und zutreffende Erfassung und Bewertung der Forderungen und Ver-
bindlichkeiten

Bilanzierung und Bewertung der RUckstellungen

Vollst&dndigkeit der Ertrdge und Aufwendungen innerhalb der Ergebnisrechnung
insbesondere im Hinblick auf die Periodenabgrenzung

zutreffende Erfassung der Ein- und Auszahlung innerhalb der Finanzrechnung

Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prifungshandlungen sowie der Einsatz der
Mitarbeiter wurden im Hinblick auf diese Prufungsschwerpunkte unter Bericksichtigung der
Risikoeinschdtzung sowie der Wesentlichkeit bestimmt.

Insbesondere wurden folgende PrUfungshandlungen durchgefGhrt bzw. folgende Pro-
fungsergebnisse und Arbeiten Dritter verwendet:

Die Posten des Anlagevermégens haben wir hinsichtlich der Anwendung ordnungsmdaBi-
ger Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden in Stichproben der Zugédnge gepruft. Dies be-
inhaltet insbesondere die korrekte Festlegung von Nutzungsdauern gemaB der landesein-
heitlichen Abschreibungstabelle, die zutreffende Abgrenzung von Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten von nicht aktivierungsfdhigem Erhaltungsaufwand sowie die richtige ver-
mdgensgegenstandsgenaue Zuordnung von Sonderposten. Zudem haben wir den ord-
nungsgemdaBen Ausweis der Vermdgensgegenstdnde zu den einzelnen Bilanzposten ent-
sprechend den Zuordnungsvorschriften des landeseinheitlichen Kontenrahmenplanes ge-
pruft.

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen sowie der Verbindlichkeiten haben wir
uns durch analytische und stichprobenartige, aussagebezogene Prifungshandlungen
Uberzeugt. Die bewusste Stichprobenauswahl erfolgte nach den Kriterien der Wesentlich-
keit. Die Werthaltigkeit der Forderungen wurde insbesondere durch eine Analyse der Al-
tersstruktur beurteilt.

Die Prifung des Bestandes an liquiden Mitteln und Verbindlichkeiten gegenuber Kreditin-
stituten haben wir anhand der Kontennachweise vorgenommen.

Auf das Einholen von Bankbestatigungen wurde auf Basis des IDW PS 302 8.2 Tz. 23 verzich-
tet. Grundlage hierfUr sind die bei der Kreditaufnahme zwingend notwendigen Genehmi-
gungsprozesse durch den Stadtrat (Beschluss Haushaltssatzung gemaB § 76 Abs. 2 S&chs-
GemO) sowie im Anschluss durch die Rechtsaufsichtsbehdérde (Genehmigung Kreditauf-
nahmen gemaB § 82 Abs. 2 SchsGemO).

10
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Die Rickstellungen wurden durch Befragung von Mitarbeitern und der Verwaltungsleitung
auf VollstGndigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der RUckstellungshéhe erfolgte
durch eine stichprobenartige Prifung der Berechnungen und eine kritische Beurteilung der
vorgenommenen Schétzungen.

Die Posten der Ergebnisrechnung haben wir durch Abgleich zu den jeweiligen Vertragen,
Bescheiden bzw. Belegen in Stichproben geprUft. Insbesondere haben wir die Erfrdge und
Aufwendungen im Rahmen des Finanzausgleichs einschlieBlich der Gemeindeanteile an
der Einkommen- und Umsaftzsteuer abgestimmt.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prifung eine hinreichend sichere Grundlage fUr unser
PrOfungsurteil bildet.

Ausgangspunkt unserer Prifung war der durch uns geprufte und unter dem Datum vom
26. Januar 2023 mit dem uneingeschrdnkten Profungsvermerk versehene Jahresabschluss
zum 31. Dezember 2017 der Stadt.

Alle erbetenen AufklGrungen und Nachweise wurden uns durch die Fachbedienstete des
Finanzwesens der Stadt erteilt. Die BUrgermeisterin hat die VollstGndigkeit des Jahresab-
schlusses am 7. August 2023 schriftlich bestatigt.

Die Prufung fUhrten wir mit Unterbrechungen in den Monaten Mai bis August 2023 durch.
Die PrUfung wurde am 7. August 2023 abgeschlossen.
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4. FESTSTELLUNGEN UND ERLAUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

4.1 OrdnungsmasBigkeit der Rechnungslegung
4.1.1 Buchfihrung und weitere gepriifte Unterlagen

Nach den Prifungsfeststellungen gewdhrleistet der auf Grundlage des Kommunalen Kon-
tenrahmens fUr den Freistaat Sachsen erstellte und fUr den Jahresabschluss angewandte
Kontenplan eine klare und Ubersichtliche Ordnung des Buchungsstoffes.

Die Geschdaftsvorfalle wurden vollstGndig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die Belege
wurden ordnungsgemdaB angewiesen, ausreichend erldutert und Ubersichtlich abgelegt.
Der Jahresabschluss wurde aus der Buchfuhrung zutreffend entwickelt und von der Stadt
erstellt.

Die Bestandsnachweise der Vermdgensgegenstdnde, der Kapitalposition, der RUckstellun-
gen, der Sonderposten, der Verbindlichkeiten und der Rechnungsabgrenzungsposten sind
erbracht.

Bei der Prufung wurden keine Sachverhalte festgestellt, die dagegensprechen, dass die
von der Stadt getroffenen organisatorischen und technischen MaBnahmen geeignet sind,
die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewdhrleisten.

Die von der Stadt eingesetzte Software ,,IFRSachsen.Ki-Sa* Version 4.1 wurde von der SAKD
gemaB § 87 Abs. 2 SGchsGemO zugelassen.

Die BuchfUhrung und die weiteren gepriften Unterlagen entsprechen nach unseren Fest-
stellungen in allen wesentlichen Belangen den gemeinderechtlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften des Freistaates Sachsen. Die aus den weiteren gepruften Unterlagen ent-
nommenen Informationen fUhren zu einer ordnungsgemdBen Abbildung in BuchfUhrung
und Jahresabschluss.

41.2 Jahresabschluss

Die Vermdgensrechnung sowie die Ergebnis- und Finanzrechnung sind den gesetzlichen
Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermdgensgegenstnde, die Schulden sowie
die Kapitalposition und die Rechnungsabgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen
Bestimmungen angesetzt und bewertet, fUr die erkennbaren Risiken nach
§ 41 Abs. T Nr. 1 =9 SdchsKkomHVO wurden Ruckstellungen in ausreichendem MalBe gebil-
det.

Die weiteren gepruften Unterlagen entsprechen in allen wesentlichen Belangen den ge-
meinderechtlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Freistaates Sachsen.

Der Jahresabschluss wurde gemdB § 88 Abs. 5 SichsGemO zutreffend nicht um einen An-
hang erweitert.

12
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In dem Jahresabschluss der Stadt zum 31. Dezember 2018 sind die fUr die Rechnungslegung
geltenden Vorschriften, einschlieBlich der Grundsatze ordnungsmdaBiger BuchfUhrung
(GoB), beachtet worden.

Wir kommen zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 ordnungs-
gemdaB aus der Buchfuhrung und den weiteren geprUften Unterlagen abgeleitet worden
ist und in allen wesentlichen Belangen sowie unter BerUcksichtigung der Erleichterungen
gemdB § 88 Abs. 5 S&chsGemO den gemeinderechilichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften des Freistaates Sachsen entspricht.

41.3 Rechenschaftsbericht

Der Jahresabschluss wurde gemdanB § 88 Abs. 5 SGchsGemO zutreffend nicht durch einen
Rechenschaftsbericht erlautert.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses
4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der Stadt zum 31. Dezember 2018 vermittelt nach unserer Uberzeu-
gung unter Beachtung der fUr das kommunale Haushalts- und Rechnungswesen im Frei-
staat Sachsen entwickelten Grundsdtze ordnungsmdaBiger BuchfUhrung sowie unter Be-
ricksichtigung der Erleichterungen gemaB § 88 Abs. 5 SGchsGemO ein den tatséchlichen
Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz-, und Erfragslage.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die folgenden wesentlichen Bewertungsgrundlagen und die in dem Jahresabschluss aus-
geuUbten Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte sind im Hinblick auf die Beurteilung des
Jahresabschlusses, auch aufgrund des nicht aufgestellten Anhangs, besonders zu erwdh-
nen:

Geleistete investive Zuwendungen

FOr Zuwendungen und Umlagen sowie fUr Kostenerstattungen, Beitrédge und dhnliche Ent-
gelte, die die Stadt im Rahmen der ErfUllung ihrer Aufgaben oder aufgrund gesetzlicher
oder satzungsrechtlicher Verpflichtungen an Dritte fUr Investitionen geleistet hat und die
keine Anschaffungs- oder Herstellungskosten fUr immaterielles, Sachanlage- oder Finanz-
anlagevermdgen bei der Stadt begrinden, besteht gemdB § 36 Abs. 8 SGchsKomHVO-
Doppik ein Wahlrecht diese anzusetzen.

Die Stadt Ubt das Wahlrecht in der Form aus, dass eine Aktivierung der im Haushaltsjahr
geleisteten investiven Zuwendungen und Umlagen innerhalb des Jahresabschlusses er-
folgt.
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Anlagevermogen

Zur Fortschreibung des Anlagevermdgens im Haushaltsjahr wurden alle Zugénge ab 1. Ja-
nuar 2013 mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten im Inventarisierungsprogramm
erfasst und soweit erforderlich im Anlagevermdgen akfiviert. Bei der Ermittlung der Herstell-
kosten wurden keine Fremdkapitalzinsen in die Berechnung mit einbezogen. Die Nufzungs-
dauer der einzelnen Vermogensgegenstdnde wurde auf der Grundlage der vom Stadfrat
beschlossenen Abschreibungstabelle festgelegt. GemdaB § 44 Abs. 4 SGchsKomHVO erfolgt
eine monatsgenaue lineare Abschreibung der Vermdgensgegenstande.

Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen sind zu Anschaffungskosten bilanziert.

Die Fortschreibung der Beteiligungen erfolgt anhand der Eigenkapitalspiegelmethode.

Vorrdte

Vereinnahmte Beftriebskostenvorauszahlungen fur vermietete Objekte sind gemdaB
FAQ 5.30 in Anlehnung an die Vorgehensweise in der Wohnungswirtschaft bis zur Betriebs-
kostenabrechnung als unfertige Leistungen zu behandeln. Die Betriebskostenabrechnung
findet Mitte des Folgejahres statt. Entgegen den Vorgaben der FAQ nutzt die Stadt den
zeitlichen Verzug der Jahresabschlusserstellung, um die Betriebskostenabrechnung mit in
die Wertermittlung einzubeziehen. Somit ergeben sich zum Stichtag keine unfertigen Leis-
tfungen aus noch nicht abgerechneten Betriebskosten. Ebenfalls sind keine geleisteten An-
zahlungen bilanziert.

Forderungen und sonstige Vermégensgegenstdnde

Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstdnde sind mit dem Nominalwert angesetzt.
RiUckstellungen
RUckstellungen wurden in Hohe des Betrages angesetzt, der nach vernunftiger Beurteilung

zur ErfUllung der Leistungsverpflichtung (§ 41 Abs. 3 SdchsKkomHVO-Doppik) notwendig ist.

Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten sind mit dem ErfGllungsbetrag bilanziert.
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Ergebnisrechnung - Fortschreibung der Finanzanlagen

Die Stadt wendet fur die Wertermittlung der Beteiligungen die Eigenkapitalspiegelme-
thode an. Im Ergebnis des Haushaltsjahres 2018 sind innerhallb der Ertfradge 140 TEUR und
innerhalb der Aufwendungen 5 TEUR erfasst, die sich ausschlieBlich aus der Folgebewer-
tung der Eigenkapitalspiegelmethode ergeben. Hinsichtlich dieser Ertrdge und Aufwen-
dungen kann nicht davon ausgegangen werden, dass diese kUnftig der Stadt zuflieBen
werden bzw. durch die Stadt ausgeglichen werden mussen.

423 Anderungen in den Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen wurden gegenuber dem Vorjahr unverdn-
dert angewandt.

424 Sachverhaltsgestaltende MaBnahmen

Im Berichtsjahr waren keine sachverhaltsgestaltenden MaBnahmen mit wesentlichen Aus-
wirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses zu verzeichnen.

4.2.5 Aufgliederungen und Erlduterungen

Festschreibung des eingriffssicheren Basiskapitals und Ermittlung des verrechnungsfahigen
Saldos gemaB § 72 Absatz 3 Satz 3 SGchsGemO

GemdaB § 72 Abs. 3 Satz 1 S&chsGemO muss der Ergebnishaushalt jedes Jahr ausgeglichen
sein. Mit Neufassung der Sachsischen Gemeindeordnung zum 9. Mdérz 2018 erfolgte eine
Neuregelung der Anforderungen an den Haushaltsausgleich.

Die Stadt kann gemdanB § 72 Abs. 3 Satz 3 SGchsGemO Fehlbetfrdge, die im Haushaltsjahr
aus den Abschreibungen auf das zum 31. Dezember 2017 festgestellte Anlagevermdgen
entstehen, durch Verrechnung mit dem Basiskapital ausgleichen. Bei der Verrechnung darf
ein Drittel des zum 31. Dezember 2017 festgestellten Basiskapitals nicht unterschritten wer-
den.

Das eingriffssichere Basiskapital ergibt sich wie folgt:

Stand des Basiskapitals zum 31.12.2017 in EUR 15.406.957,57
davon 1/3in EUR 5.135.652,52

Die Ausfuhrungen in der Sdchsischen Gemeindeordnung werden innerhalb von § 24 S&chs-
KomHVO konkretisiert. GemdaB Absatz 1 Safz 1 ist ein Fehlbetrag nach § 72 Absatz 3 Satz 3
SachsGemO ein negativer Saldo aus den Abschreibungen, den Zuschreibungen, den Er-
frdgen und Aufwendungen aus der VerduBerung und dem Abgang des zum 31. Dezember
2017 festgestellten Anlagevermdgens sowie den Ertfrdgen und Aufwendungen aus den
diesem zugeordneten passiven Sonderposten. Weiterhin ist laut Satz 2 der Fehlbetrag ge-
frennt nach Fehlbetrdgen des ordentlichen Ergebnisses und des Sonderergebnisses zu er-
mitteln.



TERPITZ BAST RONNEBERGER

Der verrechnungsfdhige Saldo gemdaB § 72 Absatz 3 Satz 3 SchsGemO ergibt sich aus:

Posten Ergebnis des
Haushaltsjahres in EUR
Abschreibungen auf Alt-Investitionen -1.650.645,09
Auflésung der den Alt-Investitionen zugeordneten passiven
Sonderposten (ohne Sammelsonderposten) 1.150.748,77
Ertrége aus der Auflésung von Sonderposten fUr Beitréige 4.793,84
Zuschreibungen (Alt-)Finanzvermébgen 139.769,86
Abschreibung (Alt-)Finanzanlagevermédgen -4.823,10
Verrechnungsfahiger Saldo des ordentlichen Ergebnisses -360.155,72
Aufwendungen aus der VerduBerung von Alt-Investitionen -57.628,66
Ertr&ge aus Abgang von Alt-Investitionen 151.124,00
Aufwendungen aus der VerduBerung von beweglichen VG -1,00
Verrechnungsfahiger Saldo des Sonderergebnisses 93.494,34
Verrechnungsfahiger Saldo gesamt -266.661,38

Die Stadt nutzt ihr Wahlrecht und verrechnet den Betrag in Hohe von 267 TEUR mit dem
Basiskapital. Ausgehend davon erhéht sich das Gesamtergebnis um den o.g. Betrag und
wird der Ricklage aus UberschiUssen des ordentlichen Ergebnisses zugefuhrt.
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5. EINHALTUNG DES HAUSHALTSPLANES

5.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2018

Am 15. Mai 2018 hat der Stadtrat der Stadt Schéneck in seiner 6ffentlichen Sitzung die
Haushaltssatzung fUr das Haushaltsjahr 2018 beschlossen. Der Entwurf der Haushaltssatzung
wurde gemdaB § 76 Abs. 1 SGchsGemO im Zeitraum vom 23. April bis zum 2. Mai 2018 &f-
fentlich ausgelegt.

GemdB § 76 Abs. 2 S&chsGemO soll die beschlossene Haushaltssatzung spdtestens einen
Monat vor Beginn des Haushaltsjahres der Rechtsaufsichtsbehdrde vorliegen. Die Frist
wurde nicht eingehalten. Die Vorlage erfolgte am 23. Mai 2018 an das Landratsamt Vogt-
landkreis.

Mit Schreiben vom 19. Juni 2018 bestdtigte das Landratsamt die Haushaltssatzung ein-
schlieBlich des Haushalisplans fUr das Jahr 2018.

Der Haushaltsplan wurde gemdaB § 76 Abs. 3 SGchsGemO &ffentlich bekannt gemacht.

Die Vorschriften nach §§ 74 bis 76 SGchsGemO wurden mit Ausnahme der Einreichungsfrist
fUr die Haushaltssatzung 2018 eingehalten.

5.2 Einhaltung des Haushaltsplanes 2018

Der Ansatz des Haushaltsplanes 2018 wurde Ubertroffen. Der Planansatz des ordentlichen
Ergebnisses betrug -327 TEUR. Aufgrund unterjahrig angepasster Budgets der privatrechtli-
chen Leistungsentgelte lag der fortgeschriebene Planansatz des ordentlichen Ergebnisses
bei-331 TEUR. Erzielt wurde ein ordentliches Ergebnis in Héhe von 30 TEUR. Die ordentlichen
Ertfrage liegen ca. 8 TEUR Uber dem fortgeschriebenen Planansatz. Mehrertradge wurden im
Wesentlichen innerhalb der Steuern und dhnliche Abgaben in Hohe von 129 TEUR, speziell
der Gewerbesteuerertrdge (+107 TEUR) und dem Gemeindeanteil an der Einkommen-
stever (+20 TEUR) erzielt. Weiterhin lagen die privatrechtlichen Leistungsentgelte
(+116 TEUR) aufgrund hdherer Erfrdge aus dem Holzverkauf sowie die sonstigen ordentli-
chen Ertradge (+170 TEUR) aufgrund der Ertrége aus der Fortschreibung der Finanzanlagen
Uber dem fortgeschriebenen Planansatz.

Minderertrdge beftreffen die Zuwendungen und Umlagen, speziell die Zuweisungen und
ZuschUsse fUr laufende Zwecke von Gemeinden und Verbdnden (-275 TEUR). Hierbei han-
delt es sich um geplante ZuschUsse zur Sanierung der Kindertagesstatte ,,Sonnenwirbel*.

Die ordentlichen Aufwendungen des Haushaltsjahres lagen ca. 352 TEUR unter dem fort-
geschriebene Planansatz. Die Minderaufwendungen sind innerhalb der Aufwendungen for
Sach- und Dienstleistungen (-450 TEUR), speziell der Aufwendungen fUr die Unterhaltung
der Grundsticke und baulichen Anlagen (-318 TEUR) entstanden. Mehraufwendungen
entstanden vor allem innerhalb der Abschreibungen im ordentlichen Ergebnis (+72 TEUR).

Das Sonderergebnis enthdlt im Wesentlichen Ertfrdge aus dem Verkauf von GrundstUcken
in Hohe von 151 TEUR, denen die zu zugehdrigen Aufwendungen aus dem Buchwertab-
gang in Héhe von 58 TEUR entgegenstehen.
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Die Finanzrechnung sah einen geplanten (fortgeschriebener Ansatz) Mittelabfluss in Hohe
von 295 TEUR vor. Im Haushaltsjahr 2018 erhéhten sich die Finanzmittel zum Stichtag um
435 TEUR.

Die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstdatigkeit lagen ca. 114 TEUR unterhalb des fort-
geschriebenen Planansatzes. Die Abweichung ist auf folgende Punkte zurGckzufUhren:

e hohere Einzahlungen aus Gewerbesteuern (+133 TEUR)

e hdhere privatrechiliche Leistungsentgelte (+159 TEUR), im Wesentlichen aus dem
Holzverkauf

e geringer Zuwendungen und Umlagen (-260 TEUR, im Wesentlichen fUr die Instand-
haltung der Kita ,,Sonnenwirbel")

e geringere Zinsen und dhnliche Einzahlungen (-178 TEUR), speziell Dividendeneinzah-
lungen

Die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit lagen ca. 428 TEUR unterhalb des
fortgeschriebenen Planansatzes. Die Abweichung ist auf folgende Punkte zurUckzufUhren:

e geringere Auszahlungen fUr die Unterhaltung der Grundsticke u. baulichen Anla-
gen (-326 TEUR) innerhalb der Sach- und Dienstleistungen. Dies betrifft Instandhal-
tungsaufwendungen an der Kita ,,Sonnenwirbel”

e geringere Auszahlungen fUr besondere Verwaltungs- u. Betriebsauszahlungen
(-21 TEUR) innerhalb der Sach- und Dienstleistungen. Dies betrifft ein geplantes Mar-
ketingprojekt, welches im Haushaltsjahr umgesetzt werden sollte.

Sowohl die Einzahlungen fir Investitionstatigkeit in Hohe von 1.128 TEUR (fortgeschriebener
Ansatz: 2.271 TEUR) als auch die Auszahlungen fir Investitionstatigkeit in Hohe von 714 TEUR
(fortgeschriebener Ansatz: 3.051 TEUR) liegen deutlich unterhalb der jeweiligen fortge-
schriebenen Plananséize. Dies ist auf verschobene bzw. nicht durchgefGhrte MaBnahmen
und Investitionen zurickzufGhren, fUr die folglich auch keine Férdermitteleinzahlungen vor-
lagen. Dies betrifft unter anderem:

StraBenbeleuchtung Schulweg im Ortsteil Schilbach
Errichtung eines Wohnmobilstellplatzes

Neubau einer Turnhalle am Schulgebdude, Neue Schulstr. 1
Erwerb von Pistentechnik

Der fortgeschriebene Planansatz sah Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten in Héhe
von 550 TEUR fUr die Finanzierung von InvestitionsmaBnahmen vor. Die Kreditaufnahme er-
folgte im Haushaltsjahr nicht.

Die Auszahlungen fur die Tilgung von Krediten erfolgte gemdas Planansatz (Ist-Ergebnis:
-319 TEUR; fortgeschr. Planansatz: -327 TEUR).

Der Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgdngen betragt -130 TEUR und ist im Wesentlichen

auf die Gewdahrung eines Darlehens an die DLT GmbH in Hohe von 50 TEUR zurUckzufUhren.
Weiterhin werden hier die gezahlten Umsatzsteuer- und Vorsteuerbetrdge ausgewiesen.
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6. WIEDERGABE DES KOMMUNALEN PRUFUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG

Nach dem Ergebnis der Prifung haben wir dem als Anlage beigefigten Jahresabschluss
der Stadt Schéneck zum 31. Dezember 2018 den folgenden uneingeschrénkten kommu-
nalen Profungsvermerk erteilt:

»Profungsvermerk des Wirtschaftsprufers Uber die ortliche Prifung
An die Stadt Schéneck:
Priifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Schéneck - bestehend aus der Vermdgensrech-
nung zum 31. Dezember 2018 und der Ergebnis- und Finanzrechnung fur das Haushaltsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden sowie der Anlagen — &rtlich gepruUft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der értlichen Prifung gewonnenen Erkenntnisse

¢ wurde(n) im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses

bei den Ertrigen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der
Vermdégensverwaltung vorschriftsmdaBig verfahren,

die einzelnen Rechnungsbetrdge sachlich und rechnerisch vorschriftsmdaBig be-
grindet und belegt,

das Vermdgen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgren-
zungsposten und die Schulden richtig nachgewiesen.

e entspricht der Jahresabschuss zum 31. Dezember 2018 unter Beachtung der Grund-
satze ordnungsmaBiger BuchfUhrung und unter BerUcksichtigung der Erleichterungen
gemdaB § 88 Abs. 5 SGchsGemO den gemeinderechtlichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften des Freistaates Sachsen. Wir weisen darauf hin, dass aufgrund des fehlen-
den Rechenschaftsberichts sowie der Anlagen des Anhangs ein vollstGndiges Bild der
Vermdgens-, Finanz-, und Ertragslage nicht gewdhrleistet werden kann. Aufgrund der
gesetzlichen Vorgaben und unter BerUcksichtigung der Aufstellungserleichterungen ist
der Jahresabschluss dennoch vollstandig.

e wurde der Haushaltsplan eingehalten.

Wir erkl@ren, dass unsere ortliche Prifung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
maBigkeit des Jahresabschlusses gefuhrt hat.

Der Profungsvermerk wird ohne Einschr&nkungen erteilt.
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Grundlage fir die Priifungsurteile

Wir haben unsere &rtliche Prifung des Jahresabschlusses nach § 104 (1) SGchsGemO in
Anlehnung an die Grundsatfze ordnungsgemdaBer Abschlussprifung und der vom Institut
der Rechnungsprufer (IDR) herausgegebenen Prifungsleitlinien sowie unter Berucksichfi-
gung der SadchsKomPrufVO vorgenommen. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschrif-
ten und Grundsdatzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Wirtschaftsprifers fUr die ortliche
Profung des Jahresabschlusses" unseres Profungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind in Ubereinsimmung mit den berufsrechtlichen Vorschriften unabhéngig und haben
unsere Prifung unter Beachtung unserer sonstigen Berufspflichten vorgenommen. Wir sind
der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage fUr unsere Profungsurteile zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung des Birgermeisters und der Fachbediensteten fir das Finanzwesen fir den
Jahresabschluss

Der BUrgermeister und die Fachbedienstete fUr das Finanzwesen sind verantwortlich fir die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den gemeinderechtlichen Rechtsund Verwaltungs-
vorschriften des Freistaates Sachsen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafir,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmaBiger BuchfGhrung
ein den tatsdchlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Ertrags- und Fi-
nanzlage der Stadt Schéneck vermittelt. Ferner sind der Burgermeister und die Fachbe-
dienstete fUr das Finanzwesen verantwortlich fir die internen Kontrollen, die sie in Uberein-
stimmung mit den Grundsdtzen ordnungsmdaBiger BuchfUhrung als notwendig bestimmt
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Die Stadt hat die értliche Rechnungspriufung gemdaB § 5 SGchsKomPrifVO bei deren Auf-
gaben zu unterstitzen.

Verantwortung des Wirtschaftsprifers fir die értliche Prifung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darUber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, den gemeinderechtlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Freistaa-
tes Sachsen entspricht und die geforderten Angaben zutreffend darstellt sowie einen Pro-
fungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile beinhaltet.

Wahrend der ortlichen Prifung Uben wir pflichtgemdBes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung.

Daruber hinaus

e identfifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbe-
absichtigter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und fUhren Profungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unser Profungsurteil zu die-
nen.

20



TERPITZ BAST RONNEBERGER

e gewinnen wir ein Versténdnis von dem fUr die ortliche Prifung des Jahresabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und den fUr die 6rtliche Prifung relevanten Vorkeh-
rungen und MaBnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebe-
nen Umstdnden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirk-
samkeit dieses Systems abzugeben.

e beurteilen wir die Angemessenheit der von der Hauptverwaltungsbeamten und der
Fachbediensteten fUr das Finanzwesen angewandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Vertretbarkeit der dargestellten geschdtzten Werte und damit zusammen-
hadngenden Angaben.

e beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschdaftsvorfdlle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsatze ordnungsmaBiger BuchfUhrung ein den tatsdchlichen
Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage vermittelt.

Leipzig, den 7. August 2023

TERPITZ BAST RONNEBERGER GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. Terpitz
Wirtschaftsprifer

(An dieser Stelle endet die Wiedergabe des kommunalen Prifungsvermerks.)*

Den vorstehenden Prifungsbericht erstatten wir in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen
Vorschriften und in Anlehnung an den IDW PrUfungsstandard: Grundsétze ordnungsmaBi-
ger Erstellung von Prifungsberichten (IDW PS 450 n.F.).

Leipzig, den 7. Augst 2023

TERPITZ BAST RONNEBERGER GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. Terpitz
Wirtschaftsprifer
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TERPITZ BAST RONNEBERGER

ANLAGEN ZUM PRUFUNGSBERICHT

7.1 Jahresabschluss und Kommunaler Priifungsvermerk

7.1.1 Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 bestehend
aus Vermogens-, Ergebnis- und Finanzrechnung

7.1.2 Kommunaler PrOfungsvermerk

7.2 Auftragsbedingungen
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Anlage 7.1.1

7.1.1 Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 bestehend aus
Vermogens-, Ergebnis- und Finanzrechnung



8482 Stadt Schoneck

Vermogensrechnung (Bilanz) zu
§ 51 der Sachsischen
Kommunalhaushaltsverordnung
Haushaltsjahr: 2018

Seite 1 von 3

Haushaltsjahr Vorjahr
00-12/18 00-12/17
EUR EUR
1. Anlagevermogen 35.376.252,48 36.153.048,01
a) Immaterielle Vermdgensgegenstande 2.819,69 4.235,31
b) Sonderposten fir geleistete Investitonszuwendungen 66.458,41 66.985,22
c) Sachanlagevermdgen 29.243.926,49 30.203.726,35
aa) Unbebaute Grundstiicke und grundstlicksgleiche 3.386.445,47 3.408.330,37
Rechte an solchen
bb)  Bebaute Grundstiicke und grundstticksgleiche 15.276.157,17 16.132.736,10
Rechte an solchen
cc) Infrastrukturvermdgen 8.757.828,83 9.391.479,78
dd)  Bauten auf fremden Grund und Boden 5,00 1.535,53
ee) Kunstgegenstande und Kulturdenkmaler 19.393,56 19.393,56
ff) Maschinen, technische Anlagen, Fahrzeuge 1.518.139,24 976.559,13
ag) Betriebs- und Geschaftsausstattung, Tiere 237.244,43 242.562,19
hh)  Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 48.712,79 31.129,69
d) Finanzanlagevermégen 6.063.047,89 5.878.101,13
aa)  Anteile an verbundenen Unternehmen 1.646.517,87 1.646.517,87
bb)  Beteiligungen 4.366.530,02 4.231.583,26
dd)  Ausleihungen 50.000,00 0,00
2. Umlaufvermégen 2.475.190,92 1.953.014,29
a) Vorrate 251.615,56 160.848,08
b) Offentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 279.506,91 266.713,74
Transferleistungen
c) Privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 103.324,64 120.156,20
Umlaufvermogens

d) Liquide Mittel 1.840.743,81 1.405.296,27
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 220,00
a) Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 220,00

Summe Aktiva

37.851.443,40

38.106.282,30

Folgeseite: 2




8482 Stadt Schoneck

Vermogensrechnung (Bilanz) zu

§ 51 der Sachsischen Seite 2 von 3
Kommunalhaushaltsverordnung
Haushaltsjahr: 2018
Haushaltsjahr Vorjahr
i 00-12/18 00-12/17
Passiva EUR EUR

1. Kapitalposition
a) Basiskapital

darunter: Betrag des Basiskapitals, der gemaR § 72
Absatz 3 Satz 4 der Sachsischen Gemeindeordnung
nicht zur Verrechnung herangezogen werden darf

b) Ricklagen

aa) Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen
Ergebnisses

darunter: Betrag der Ricklage aus der Verrechnung
gemal § 72 Absatz 3 Satz 3 SachsGemO

bb)  Riicklage aus Uberschiissen des Sonderergebnisses

2 Sonderposten
a) Sonderposten fiir empfangene Investitionszuwendungen
b) Sonderposten fir Investitionsbeitrage
d) Sonstige Sonderposten
3. Riickstellungen
f) Ruckstellungen fir drohende Verpflichtungen aus

anhangigen Gerichts- und Verwaltungsverfahren sowie
aus Burgschaften, Gewahrvertragen und wirtschaftlich
gleichkommenden Rechtsgeschaften

h) Rickstellungen fir sonstige vertragliche oder
gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung
gegenuber Dritten, die im laufenden Haushaltsjahr
wirtschaftlich begriindet wurden und die der Héhe nach
noch nicht genau bekannt sind, sofern sie erheblich sind

i) Sonstige Rickstellungen
4. Verbindlichkeiten
b) Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen

d) Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
e) Verbindlichkeiten aus Transferleistungen
f) Sonstige Verbindlichkeiten

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten

15.848.401,68
15.140.296,19
5.135.652,52

708.105,49
600.791,28

266.661,38

107.314,21
18.323.447,14
18.087.533,91

130.759,00
105.154,23
535.997,23

4.888,66

33.516,38

497.592,19
3.067.722,97
2.499.135,66

282.081,37

24.768,78

261.737,16

75.874,38

15.725.251,66
15.406.957,57
0,00

318.294,09
304.474,22

0,00

13.819,87
18.575.749,88
18.335.042,81

135.552,84
105.154,23
530.496,45

4.888,66

28.015,60

497.592,19
3.180.394,89
2.817.923,88

133.682,34

25.684,96

203.103,71

94.389,42

Folgeseite: 3




8482 Stadt Schoneck

Vermogensrechnung (Bilanz) zu

§ 51 der Sachsischen Seite 3 von 3
Kommunalhaushaltsverordnung
Haushaltsjahr: 2018
Haushaltsjahr Vorjahr
i 00-12/18 00-12/17
Passiva FUR FUR
a) Passive Rechnungsabgrenzungsposten 75.874,38 94.389,42

Summe Passiva

37.851.443,40

38.106.282,30

Summe Aktiva

Summe Passiva

37.851.443,40

37.851.443,40

38.106.282,30

38.106.282,30

Saldo

0,00

0,00

Vorbelastungen kiinftiger Haushaltsjahre gem §46 SachskomHVO
Ubertragene Ansatze fiir Auszahlungen 1,227 TEUR
Ubertragene Ansitze fiir Aufwendungen 70,2 TEUR

Ende der Druckliste



Martin Schoppe
Textfeld
Übertragene Ansätze für Aufwendungen 70,2 TEUR


8482 Stadt Schoneck

Haushaltsjahr 2018

Ergebnisrechnung Planvergleich zu § 48 der Sdchsischen Kommunalhaushaltsverordnung

Seite 1 von 3

Ergebnis des Planansatz’ des | Fortgeschriebener | Ist-Ergebnis des Vergleich
Vorjahres Haushaltsjahres Ansatz des Haushaltsjahres Ist/Ansatz
Ertrags- und Aufwandsarten Haushaltsjahres (Spalte 4 /. Spalte 3)
01-12/17 01-12/18 V,01-12,UA,B/18 01-12/18
EUR
1 2 3 4 5
1 Steuern und ahnliche Abgaben 2.291.014,04 2.060.500,00 2.060.500,00 2.189.939,91 129.439,91
darunter: Grundsteuern A und B 380.852,76 386.300,00 386.300,00 387.829,96 1.529,96
Gewerbesteuer 947.058,15 650.000,00 650.000,00 756.642,21 106.642,21
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 734.108,15 738.000,00 738.000,00 758.476,43 20.476,43
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 217.913,98 275.300,00 275.300,00 276.021,31 721,31
2 + Zuwendungen und Umlagen nach Arten sowie aufgeldste Sonderposten 2.560.623,41 2.785.000,00 2.785.000,00 2.552.553,69 -232.446,31
darunter: allgemeine Schliusselzuweisungen 592.856,00 464.000,00 464.000,00 464.337,00 337,00
sonstige allgemeine Zuweisungen 2.125,86 72.100,00 72.100,00 72.110,68 10,68
allgemeine Umlagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
aufgeldste Sonderposten 1.153.828,47 1.114.500,00 1.114.500,00 1.166.126,90 51.626,90
3 + sonstige Transferertrage 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
4 + offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 514.184,88 512.350,00 512.350,00 505.442,28 -6.907,72
5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 555.006,36 517.600,00 514.321,66 630.261,38 115.939,72
6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 59.105,05 48.500,00 48.500,00 59.752,43 11.252,43
7 + Zinsen und sonstige Finanzertrage 190.817,38 353.400,00 353.400,00 173.764,54 -179.635,46
8 +/- aktivierte Eigenleistungen und Bestandsveranderungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
9 + sonstige ordentliche Ertréage 260.120,27 85.000,00 85.000,00 255.385,09 170.385,09
10 = ordentliche Ertrage (Nummer 1 bis 9) 6.430.871,39 6.362.350,00 6.359.071,66 6.367.099,32 8.027,66
11 Personalaufwendungen 1.634.452,47 1.726.850,00 1.726.850,00 1.787.227,43 60.377,43
darunter: Zufiihrungen zu Rickstellungen fir Entgeltzahlungen fir Zeiten der Freistellung von der Arbeit im 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Rahmen der Altersteilzeit
12 + Versorgungsaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
13 + Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen 1.323.315,11 1.871.700,00 1.871.700,00 1.421.097,99 -450.602,01
14 + Abschreibungen im ordentlichen Ergebnis 1.675.631,18 1.600.400,00 1.600.400,00 1.672.873,58 72.473,58
15 + Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 63.358,74 73.500,00 73.500,00 55.545,18 -17.954,82
16 + Transferaufwendungen und Abschreibungen auf Sonderposten fiir geleistete Investitions- 984.223,94 1.076.100,00 1.076.100,00 1.108.556,98 32.456,98
forderungsmalnahmen
darunter : Abschreibungen auf Sonderposten fir geleistete Investitionsférderungsmaf3nahmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
17 + sonstige ordentliche Aufwendungen 287.988,00 341.200,00 341.200,00 292.142,48 -49.057,52
18 = ordentliche Aufwendungen (Nummern 11 bis 17) 5.968.969,44 6.689.750,00 6.689.750,00 6.337.443,64 -352.306,36
19 | = ordentliches Ergebnis (Nummer 10 ./. Nummer 18) 461.901,95 -327.400,00 -330.678,34 29.655,68 360.334,02
20 auBerordentliche Ertrage 54.586,34 0,00 0,00 151.124,00 151.124,00
21 auBerordentliche Aufwendungen 40.766,47 0,00 0,00 57.629,66 57.629,66
22 | = Sonderergebnis (Nummer 20 ./. Nummer 21) 13.819,87 0,00 0,00 93.494,34 93.494,34
23 | = Gesamtergebnis als Uberschuss oder Fehlbetrag (Nummer 19 + 22) 475.721,82 -327.400,00 -330.678,34 123.150,02 453.828,36
24 Abdeckung von Fehlbetragen des ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Folgeseite: 2




8482 Stadt Schoneck Ergebnisrechnung Planvergleich zu § 48 der Sachsischen Kommunalhaushaltsverordnung
Haushaltsjahr 2018 Seite 2 von 3
Ergebnis des Planansatz’ des | Fortgeschriebener | Ist-Ergebnis des Vergleich
Vorjahres Haushaltsjahres Ansatz des Haushaltsjahres Ist/Ansatz
Ertrags- und Aufwandsarten Haushaltsjahres (Spalte 4 /. Spalte 3)
01-12/17 01-12/18 V,01-12,UA,B/18 01-12/18
EUR
1 2 3 4 5
25 Abdeckung von Fehlbetragen des Sonderergebnisses aus Vorjahren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
26 Verrechnung eines Fehlbetrages im ordentlichen Ergebnis mit dem Basiskapital gemaR § 72 Absatz 3 0,00 485.900,00 485.900,00 266.661,38 -219.238,62
Satz 3 SachsGemO
27 Verrechnung eines Fehlbetrages im Sonderergebnis mit dem Basiskapital gema § 72 Absatz 3 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Satz 3 SachsGemO
28 | = verbleibendes Gesamtergebnis [(Nummer 23 + 26 + 27) ./. (Nummer 24 + 25) 475.721,82 158.500,00 155.221,66 389.811,40 234.589,74

Folgeseite: 3




8482 Stadt Schoneck

Haushaltsjahr 2018

Ergebnisrechnung Planvergleich zu § 48 der Sdchsischen Kommunalhaushaltsverordnung

Seite 3 von 3

nachrichtlich: Verwendung des Jahresergebnisses

Betrag in EUR

1 Uberschuss des ordentlichen Ergebnisses, der in die Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses eingestellt wird -296.317,06
1 darunter:  Zufilhrung zur Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses aus Verrechnungen gemaR § 72 Absatz 3 Satz 3 SachsGemO -266.661,38
2 Uberschuss des Sonderergebnisses, der in die Riicklage aus Uberschiissen des Sonderergebnisses eingestellt wird -93.494,34
2 darunter:  Zufilhrung zur Riicklage aus Uberschiissen des Sonderergebnisses aus Verrechnungen gemaR § 72 Absatz 3 Satz 3 SachsGemO 0,00
3 Fehlbetrag des Gesamtergebnisses, der mit der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses verrechnet wird 0,00
4 Fehlbetrag des Gesamtergebnisses, der mit der Riicklage aus Uberschiissen des Sonderergebnisses verrechnet wird 0,00
5 Fehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses, der auf die Folgejahre vorzutragen ist 0,00
6 Fehlbetrag des Sonderergebnisses, der auf die Folgejahre vorzutragen ist 0,00

1

urspriinglicher Planansatz, gegebenenfalls in der Fassung eines Nachtragshaushaltes

Ende der Druckliste



8482 Stadt Schoneck

Finanzrechnung Planvergleich zu § 49 der Sachsischen Kommunalhaushaltsverordnung

Haushaltsjahr 2018 Seite 1 von 3
Ergebnis des Planansatz’ des | Fortgeschriebener | Ist-Ergebnis des Vergleich
Vorjahres Haushaltsjahres Ansatz des Haushaltsjahres Ist/Ansatz
Ein- und Auszahlungsarten Haushaltsjahres (Spalte 4 /. Spalte 3)
01-12/17 01-12/18 V,01-12,UA,B/18 01-12/18
EUR
1 2 3 4 5

1 Steuern und ahnliche Abgaben 2.295.551,08 2.060.500,00 2.060.500,00 2.207.264,64 146.764,64

darunter: Grundsteuern A und B 379.235,61 386.300,00 386.300,00 388.190,87 1.890,87

Gewerbesteuer 955.850,92 650.000,00 650.000,00 783.015,70 133.015,70

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 737.501,87 738.000,00 738.000,00 758.444,39 20.444,39

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 211.867,68 275.300,00 275.300,00 266.805,68 -8.494,32

2 + Zuwendungen und Umlagen flr laufende Verwaltungstatigkeit 1.473.068,01 1.670.500,00 1.670.500,00 1.410.153,69 -260.346,31

darunter: allgemeine Schliusselzuweisungen 573.088,00 464.000,00 464.000,00 464.337,00 337,00

sonstige allgemeine Zuweisungen 2.125,86 72.100,00 72.100,00 72.110,68 10,68

4 + offentlich-rechtliche Leistungsentgelte, ausgenommen Investitionsbeitrage 521.373,04 512.350,00 512.350,00 496.754,30 -15.595,70

5 + privatrechtliche Leistungsentgelte 567.949,54 517.600,00 514.321,66 672.941,01 158.619,35

6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 62.657,57 48.500,00 48.500,00 44.548,31 -3.951,69

7 + Zinsen und &hnliche Einzahlungen 189.856,85 353.400,00 353.400,00 175.283,44 -178.116,56

8 + sonstige haushaltswirksame Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 150.448,67 85.000,00 85.000,00 123.997,30 38.997,30

9 = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit (Nummer 1 bis 8) 5.260.904,76 5.247.850,00 5.244.571,66 5.130.942,69 -113.628,97

10 Personalauszahlungen 1.634.481,89 1.726.850,00 1.726.850,00 1.785.253,07 58.403,07

12 + Auszahlungen fir Sach- und Dienstleistungen 1.333.308,65 1.871.700,00 1.871.700,00 1.409.542,47 -462.157,53

13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 63.358,74 73.500,00 73.500,00 55.184,86 -18.315,14

14 + Transferauszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 976.547,12 1.076.100,00 1.076.100,00 1.109.608,55 33.508,55

15 + sonstige haushaltswirksame Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 268.187,33 341.200,00 341.200,00 302.246,80 -38.953,20

16 = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit (Nummer 10 bis 15) 4.275.883,73 5.089.350,00 5.089.350,00 4.661.835,75 -427.514,25

17 = Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstatigkeit als Zahlungsmittelliberschuss/bedarf (Nummer 9 ./. 985.021,03 158.500,00 155.221,66 469.106,94 313.885,28

Nummer 16

18 Einzahlun)gen aus Investitionszuwendungen 497.838,86 1.176.200,00 2.074.500,00 976.262,71 -1.098.237,29

19 + Einzahlungen aus Investitionsbeitrdgen und &hnlichen Entgelten fir Investitionstatigkeit 1.000,00 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00

21 + Einzahlungen aus der VerduRerung von Grundstiicken, Gebauden und sonstigen unbeweglichen 51.918,00 197.000,00 197.000,00 151.124,00 -45.876,00
Vermdgensgegenstanden

22 + Einzahlungen aus der Veraufierung von librigem Sachanlagevermégen 3.797,00 0,00 0,00 0,00 0,00

25 = Einzahlungen fiir Investitionstatigkeit (Nummern 18 bis 24) 554.553,86 1.373.200,00 2.271.500,00 1.128.386,71 -1.143.113,29

27 + Auszahlungen fur den Erwerb von Grundstiicken, Geb&uden und sonstigen unbeweglichen 78.179,87 63.000,00 73.000,00 37.983,07 -35.016,93
Vermdgensgegenstanden

28 + Auszahlungen fir Baumalinahmen 473.569,43 751.100,00 1.985.100,00 148.115,45 -1.836.984,55

29 + Auszahlungen fiir den Erwerb von ibrigem Sachanlagevermdgen 23.477,85 797.400,00 962.400,00 518.972,66 -443.427,34

31 + Auszahlungen fiir InvestitionsférderungsmaRnahmen -8.635,44 30.000,00 30.000,00 8.604,88 -21.395,12

33 = Auszahlungen fir Investitionstatigkeit (Nummer 26 bis 32) 566.591,71 1.641.500,00 3.050.500,00 713.676,06 -2.336.823,94

Folgeseite: 2




8482 Stadt Schoneck

Finanzrechnung Planvergleich zu § 49 der Sachsischen Kommunalhaushaltsverordnung

Haushaltsjahr 2018 Seite 2 von 3
Ergebnis des Planansatz’ des | Fortgeschriebener | Ist-Ergebnis des Vergleich
Vorjahres Haushaltsjahres Ansatz des Haushaltsjahres Ist/Ansatz
Ein- und Auszahlungsarten Haushaltsjahres (Spalte 4 /. Spalte 3)
01-12/17 01-12/18 V,01-12,UA,B/18 01-12/18
EUR
1 2 3 4 5
34 = Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstatigkeit (Nummer 25 ./. Nummer 33) -12.037,85 -268.300,00 -779.000,00 414.710,65 1.193.710,65
35 | = Finanzierungsmitteliiberschuss/ -bedarf (Nummer 17 + 34) 972.983,18 -109.800,00 -623.778,34 883.817,59 1.507.595,93
36 Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und diesen wirtschaftlich gleichkommenden 0,00 0,00 550.000,00 0,00 -550.000,00
Rechtsgeschéften fir Investitionen
38 Auszahlungen fiir die Tilgung von Krediten und diesen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschaften 308.641,36 327.200,00 327.200,00 318.788,22 -8.411,78
fur Investitionen
40 = Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstatigkeit [[Nummer 36 + 37) ./. (Nummer 38 + 39)] -308.641,36 -327.200,00 222.800,00 -318.788,22 -541.588,22
41 = Anderung des Finanzmittelbestandes im Haushaltsjahr (Nummer 35 + 40) 664.341,82 -437.000,00 -400.978,34 565.029,37 966.007,71
42 Einzahlungen aus Darlehensriickflissen 243.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00
43 Auszahlungen fiir die Gewahrung von Darlehen 58.000,00 0,00 0,00 50.000,00 50.000,00
44 Einzahlungen aus durchlaufenden Geldern 103.422,14 120.665,60
45 Auszahlungen aus durchlaufenden Geldern 110.627,85 200.247,43
46 Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgéangen [(Nummer 42 + 44) ./. (Nummer 43 + 45)] 177.794,29 -129.581,83
47 | = Uberschuss oder Bedarf an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr (Nummer 41 + 46) 842.136,11 435.447,54
48 Einzahlungen aus Ubertragenen Ermachtigungen der Vorjahre 1.532.600,00 1.532.600,00
49 Auszahlungen aus Ubertragenen Erméachtigungen der Vorjahre 1.426.800,00 1.426.800,00
50 = Uberschuss oder Bedarf an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr [(Nummer 41 + 42) ./. (Nummer 43) + 105.800,00 105.800,00
(Nummer 48) ./. (Nummer 49)]
53 = \/_eranderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im Haushaltsjahr [(Nummer 47 + 51) ./. (Nummer 52) 842.136,11 -331.200,00 -295.178,34 435.447,54
beziehungsweise (Nummer 50 + 51) ./. (Nummer 52)]
54 Bestand an liquiden Mitteln zu Beginn des Haushaltsjahres (ohne Kassenkredite und Kontokorrent- 563.160,16 1.405.296,27 1.405.296,27 1.405.296,27 0,00
verbindlichkeiten)
55 | =Bestand an liquiden Mitteln am Ende des Haushaltsjahres (Nummer 53 + 54) 1.405.296,27 1.074.096,27 1.110.117,93 1.840.743,81
nachrichtlich: Betrag der Auszahl. firr die ordentli. Kredittilg. und des Tilgungsant. der Zahlungsverpfl. aus 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
kreditédhnl. Rechtsgeschaften einschli. der als Invest.auszahl. veranschlagten Tilgungsant. der
Zahlungsverpfl. aus kreditdhnl. Rechtsgeschaften
nachrichtlich: Betrag der verfligbaren Mittel gemaf § 72 Absatz 4 Satz 2 der Sachsischen Gemeinde-ordnung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Einzahlungen und Auszahlungen diirfen nicht miteinander verrechnet werden!

1

urspriinglicher Planansatz, gegebenenfalls in der Fassung eines Nachtragshaushaltes

Folgeseite: 3







TERPITZ BAST RONNEBERGER

Anlage 7.1.2/1

7.1.2 Kommunaler Prifungsvermerk

PrGfungsvermerk des Wirtschaftsprufers Gber die ortliche Prifung
An die Stadt Schoéneck:
Prifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Schéneck - bestehend aus der Vermodgensrech-
nung zum 31. Dezember 2018 und der Ergebnis- und Finanzrechnung fUr das Haushaltsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden sowie der Anlagen — &rtlich gepruUft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 6rtlichen Profung gewonnenen Erkenntnisse

¢ wurde(n) im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses

bei den Erfrigen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der
Vermdégensverwaltung vorschriftsmdBig verfahren,

die einzelnen Rechnungsbetrédge sachlich und rechnerisch vorschriftsmdaBig be-
grundet und belegt,

das Vermogen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgren-
zungsposten und die Schulden richtig nachgewiesen.

o entspricht der Jahresabschuss zum 31. Dezember 2018 unter Beachtung der Grund-
satze ordnungsmaBiger BuchfUhrung und unter BerUcksichtigung der Erleichterungen
gemdanB § 88 Abs. 5 S&chsGemO den gemeinderechilichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften des Freistaates Sachsen. Wir weisen darauf hin, dass aufgrund des fehlen-
den Rechenschaftsberichts sowie der Anlagen des Anhangs ein vollstGndiges Bild der
Vermdgens-, Finanz-, und Ertragslage nicht gewdhrleistet werden kann. Aufgrund der
gesetzlichen Vorgaben und unter BerUcksichtigung der Aufstellungserleichterungen ist
der Jahresabschluss dennoch vollstandig.

¢ wurde der Haushalitsplan eingehalten.

Wir erkl@ren, dass unsere ortliche Prifung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mdaBigkeit des Jahresabschlusses gefuhrt hat.

Der Prufungsvermerk wird ohne Einschrdnkungen erteilt.
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Grundlage fir die Priifungsurteile

Wir haben unsere &rtliche Prifung des Jahresabschlusses nach § 104 (1) SGchsGemO in
Anlehnung an die Grundsatze ordnungsgemdaBer Abschlussprifung und der vom Institut
der Rechnungsprufer (IDR) herausgegebenen Prifungsleitlinien sowie unter Berucksichfi-
gung der SadchsKomPrufVO vorgenommen. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschrif-
ten und Grundsdatzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Wirtschaftsprufers fur die értliche
Profung des Jahresabschlusses" unseres PrGfungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir
sind in Ubereinsimmung mit den berufsrechtlichen Vorschriften unabhéngig und haben
unsere PrUfung unter Beachtung unserer sonstigen Berufspflichten vorgenommen. Wir sind
der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage fUr unsere Profungsurteile zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung des Birgermeisters und der Fachbediensteten fir das Finanzwesen fir den
Jahresabschluss

Der BUrgermeister und die Fachbedienstete fUr das Finanzwesen sind verantwortlich fir die
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den gemeinderechtlichen Rechtsund Verwaltungs-
vorschriften des Freistaates Sachsen in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafir,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmaBiger BuchfGhrung
ein den tatsdchlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Ertrags- und Fi-
nanzlage der Stadt Schéneck vermittelt. Ferner sind der Burgermeister und die Fachbe-
dienstete fUr das Finanzwesen verantwortlich fir die internen Kontrollen, die sie in Uberein-
stimmung mit den Grundsdtzen ordnungsmdaBiger BuchfUhrung als notwendig bestimmt
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Die Stadt hat die értliche Rechnungspriufung gemdaB § 5 SGchsKomPrifVO bei deren Auf-
gaben zu unterstitzen.

Verantwortung des Wirtschaftsprifers fir die értliche Prifung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darUber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-
stellungen ist, den gemeinderechtlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Freistaa-
tes Sachsen entspricht und die geforderten Angaben zutreffend darstellt sowie einen Pro-
fungsvermerk zu erteilen, der unsere PrUfungsurteile beinhaltet.

Wahrend der ortlichen Prifung Uben wir pflichtgemdBes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung.
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Dariber hinaus

e identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbe-
absichtigter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und fUhren Profungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Profungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unser Profungsurteil zu die-
nen.

e gewinnen wir ein Verstindnis von dem fur die ortliche Prifung des Jahresabschlusses
relevanten internen Konftrollsystem und den fUr die ortliche Prifung relevanten Vorkeh-
rungen und MaBnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebe-
nen Umstdnden angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirk-
samkeit dieses Systems abzugeben.

e beurteilen wir die Angemessenheit der von dem Hauptverwaltungsbeamten und der
Fachbediensteten fUr das Finanzwesen angewandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Veriretbarkeit der dargestellten geschatzten Werte und damit zusammen-
hdngenden Angaben.

o beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschdftsvorfdlle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsdtze ordnungsmaBiger BuchfUhrung ein den tatsdchlichen
Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Ertfrags- und Finanzlage vermittelt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prufung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den gemeinderechtlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten des Freistaates Sachsen.

Leipzig, den 7. August 2023

TERPITZ BAST RONNEBERGER GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez. Terpitz
Wirtschaftsprifer
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7.2 Aufiragsbedingungen






Besondere Auftragsbedingungen fiir Prifungen und priufungsnahe Leistungen

TERPITZ BAST RONNEBERGER GMBH

WIRTSCHAFTSPRUFUNGSGESELLSCHAFT STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT

Stand: 1. September 2021

Praambel

Diese Auftragsbedingungen der Terpitz Bast Ronneber-
ger GmbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft, Steuerbera-
tungsgesellschaft (nachfolgend Gesellschaft) ergénzen
und konkretisieren die vom Institut der Wirtschaftspriifer
e. V. (IDW) herausgegebenen Allgemeinen Auftragsbe-
dingungen fir Wirtschaftsprifer und Wirtschaftspriifungs-
gesellschaften (in der dem Auftragsbestatigungsschrei-
ben beigefligten Fassung) und sind diesen gegenlber
vorrangig anzuwenden. Sie gelten nachrangig zu einem
Auftragsbestatigungsschreiben. Das  Auftragsbestati-
gungsschreiben zusammen mit allen Anlagen bildet die
~Sdmtlichen Auftragsbedingungen®.

A. Erganzende Bestimmungen fiir Abschluss-
prifungen nach § 317 HGB und vergleichbare Pri-
fungen nach nationalen und internationalen Pri-
fungsgrundsatzen

Die Gesellschaft wird die Prifung gemafi § 317 HGB und
unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen
Grundsatze ordnungsmaBiger Abschlussprifung (GoA)
durchfiihren. Dementsprechend wird die Gesellschaft die
Prifung unter Beachtung der Grundséatze gewissenhafter
Berufsaustibung so planen und anlegen, dass Unrichtig-
keiten und VerstéBe, die sich auf den Priifungsgegen-
stand laut Auftragsbestatigungsschreiben wesentlich
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Die Gesellschaft wird alle Prufungshandlungen durch-
fihren, die sie den Umsténden entsprechend fir die
Beurteilung als notwendig erachtet und prifen, in welcher
Form der in § 322 HGB respektive den GoA vorgesehene
Vermerk zum Prifungsgegenstand erteilt werden kann.
Uber die Prifung des Priifungsgegenstands wird die
Gesellschaft in berufsliblichem Umfang berichten. Um
Art, Zeit und Umfang der einzelnen Prifungshandlungen
in zweckmaBiger Weise festzulegen, wird die Gesell-
schaft , soweit sie es fiir erforderlich hélt, das System der
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollen priifen
und beurteilen, insbesondere soweit es der Sicherung
einer ordnungsgemaBen Rechnungslegung dient. Wie
berufstiblich, wird die Gesellschaft die Priifungshandlun-
gen in Stichproben durchflihren, sodass ein unvermeidli-
ches Risiko besteht, dass auch bei pflichtgem&n durch-
gefihrter Prifung selbst wesentliche falsche Angaben
unentdeckt bleiben kénnen. Daher werden z.B. Unter-
schlagungen und andere UnregelmaBigkeiten durch die
Prifung nicht notwendigerweise aufgedeckt. Die Gesell-
schaft weist darauf hin, dass die Priifung in ihrer Zielset-
zung nicht auf die Aufdeckung von Unterschlagungen
und anderen UnregelméBigkeiten, die nicht Ubereinstim-
mung des Prifungsgegenstands mit den maBgebenden
Rechnungslegungsgrundsétzen betreffen, ausgerichtet
ist. Sollte die Gesellschaft jedoch im Rahmen der Prifung
derartige Sachverhalte feststellen, wird dem Auftraggeber
dies unverziiglich zur Kenntnis gebracht. Es ist Aufgabe
der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, wesentli-
che Fehler im Prifungsgegenstand zu Kkorrigieren

und der Gesellschaft gegeniiber in der Vollstandigkeits-
erklarung zu bestétigen, dass die Auswirkungen etwaiger
nicht korrigierter Fehler, die von uns wahrend des aktuel-
len Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als auch
in ihrer Gesamtheit fiir den Prifungsgegenstand unwe-
sentlich sind.

B. Auftragsverhiltnis

Unter Umstanden werden der Gesellschaft im Rahmen
des Auftrages und zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen
Belange des Auftraggebers unmittelbar mit diesem zu-
sammenhangende Dokumente, die rechtliche Relevanz
haben, zur Verfigung gestellt. Die Gesellschaft stellt
ausdriicklich klar, dass sie weder eine Verpflichtung zur
rechtlichen Beratung bzw. Uberpriifung hat, noch, dass
dieser Auftrag eine allgemeine Rechtsberatung beinhal-
tet; daher hat der Auftraggeber auch eventuell im Zu-
sammenhang mit der Durchflihrung dieses Auftrages von
der Gesellschaft zur Verfligung gestellte Muster-
formulierungen zur abschlieBenden juristischen Prifung
seinem verantwortlichen Rechtsberater vorzulegen. Der
Auftraggeber ist verantwortlich fir sémtliche Geschéafts-
flhrungsentscheidungen im Zusammenhang mit den
Leistungen der Gesellschaft sowie die Verwendung der
Ergebnisse der Leistungen und die Entscheidung dar-
Uber, inwieweit die Leistungen der Gesellschaft fir eige-
ne interne Zwecke des Auftraggebers geeignet sind.

C. Informationszugang

Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
des Auftraggebers, der Gesellschaft einen uneinge-
schrankten Zugang zu den fir den Auftrag erforderlichen
Aufzeichnungen, Schriftsticken und sonstigen Informati-
onen zu gewahrleisten. Das Gleiche gilt fir die Vorlage
zusétzlicher Informationen (z.B. Geschaftsbericht, Fest-
stellungen hinsichtlich der Entsprechenserklarung geman
§ 161 AktG), die vom Auftraggeber zusammen mit dem
Abschluss sowie ggf. dem zugehdérigen Lagebericht ver-
Offentlicht werden. Der Auftraggeber wird diese rechtzei-
tig vor Erteilung des Bestatigungsvermerks bzw. unver-
zUglich sobald sie vorliegen, zugénglich machen. Samtli-
che Informationen, die der Gesellschaft vom Auftragge-
ber oder in seinem Auftrag zur Verfligung gestellt werden
(,Auftraggeber-Informationen’), mussen vollstandig sein.

D. Miindliche Auskiinfte

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung
oder sonstige wirtschaftliche Dispositionen auf Grundlage
von Informationen und/oder Beratung zu treffen, welche
die Gesellschaft dem Auftraggeber mindlich erteilt hat,
so ist der Auftraggeber verpflichtet, entweder (a) die
Gesellschaft rechtzeitig vor einer solchen Entscheidung
zu informieren und sie zu bitten, das Verstandnis des
Auftraggebers Uber solche Informationen und/oder Bera-
tung schriftlich zu bestatigen oder



(b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer solchen
mundlich erteilten Information und/oder Beratung jene
Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger
Verantwortung zu treffen.

E. Freistellung

Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, die Gesellschaft
von allen Anspriichen Dritter (einschlieBlich verbundener
Unternehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen,
Schaden, Kosten und Aufwendungen (insbesondere
angemessene externe Anwaltskosten) freizustellen, die
aus der Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte
resultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch
den Auftraggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt
sind. Diese Verpflichtung besteht nicht in dem Umfang,
wie die Gesellschaft sich ausdriicklich schriftlich damit
einverstanden erklart hat, dass der Dritte auf das Arbeits-
ergebnis vertrauen darf.

F. Elektronische Datenversendung (E-Mail)

Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien
zum Austausch und zur Ubermittlung von Informationen
gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als
solche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegen-
heitspflichten dar. Den Parteien ist bewusst, dass die
elektronische Ubermittlung von Informationen (insbeson-
dere per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Drit-
ter) birgt.

Jegliche Anderung der von der Gesellschaft auf elektro-
nischem Wege U(bersandten Dokumente, ebenso wie
jede Weitergabe von solchen Dokumenten auf elektroni-
schem Wege an Dritte, darf nur nach schriftlicher Zu-
stimmung der Gesellschaft erfolgen.

G. Datenschutz

Fir die genannten Verarbeitungszwecke ist die Gesell-
schaft berechtigt, Auftraggeberinformationen, die be-
stimmten Personen zugeordnet werden kénnen (,perso-
nenbezogene Daten®), in den verschiedenen Jurisdiktio-
nen, in denen diese tatig sind, zu verarbeiten.

Die Gesellschaft verarbeitet personenbezogene Daten im
Einklang mit geltendem Recht und berufsrechtlichen
Vorschriften, insbesondere unter Beachtung der nationa-
len (BDSG) und europarechtlichen Regelungen zum
Datenschutz. Die Gesellschaft verpflichtet Dienstleister,
die im Auftrag der Gesellschaft personenbezogene Daten
verarbeiten, sich ebenfalls an diese Bestimmungen zu
halten.

H. Vollstandigkeitserklarung

Die seitens der Gesellschaft von den gesetzlichen Vertre-
tern erbetene Vollstandigkeitserklarung umfasst gegebe-
nenfalls auch die Bestatigung, dass die in einer Anlage
zur Vollstandigkeitserklarung zusammengefassten Aus-
wirkungen von nicht korrigierten falschen Angaben im
Prifungsgegenstand sowohl einzeln als auch insgesamt
unwesentlich sind.

l. Geltungsbereich

Die in den Sdmtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen
Regelungen — einschlieBlich der Regelung zur Haftung —
finden auch auf alle kiinftigen, vom Auftraggeber erteilten
sonstigen Auftrage entsprechend Anwendung, soweit
nicht jeweils gesonderte Vereinbarungen getroffen wer-
den bzw. Uber einen Rahmenvertrag erfasst werden oder
soweit fir die Gesellschaft verbindliche in- oder auslandi-
sche gesetzliche oder behérdliche Erfordernisse einzel-
nen Regelungen zu Gunsten des Auftraggebers entge-
genstehen.

Fir Leistungen der Gesellschaft gelten ausschlieBlich die
Bedingungen der Sdmtlichen Auftragsbedingungen; an-
dere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der
Auftraggeber diese mit der Gesellschaft im Einzelnen
nicht ausdricklich schriftlich vereinbart hat. Allgemeine
Einkaufsbedingungen, auf die im Rahmen automatisierter
Bestellungen Bezug genommen wird, gelten auch dann
nicht als einbezogen, wenn die Gesellschaft diesen nicht
ausdriicklich widerspricht oder die Gesellschaft mit der
Erbringung der Leistungen vorbehaltlos beginnt.

J. Anwendbares Recht/Gerichtsstand

FUr die Auftragsdurchfiihrung sind die von den maBgebli-
chen deutschen berufsstédndischen Organisationen
(WPK, IDW, StBK) entwickelten und verabschiedeten
Berufsgrundsatze, soweit sie fir den Auftrag im Einzelfall
anwendbar sind, bestimmend.

Auf das Auftragsverhéltnis und auf sémtliche hieraus
oder aufgrund der Erbringung der darin vereinbarten
Leistungen resultierenden auBervertraglichen Angelegen-
heiten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht An-
wendung.
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Allgemeine Auftragsbedingungen

fur

Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriufungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschaftsprifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprifer genannt) und ihren Auftraggebern Uber Priifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kdnnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenlber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
maRiger Berufsauslibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftspriifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fiir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachverstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berticksichtigung auslandischen Rechts bedarf — aufl3er bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdricklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprifer alle fur
die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umsténden Kenntnis gegeben wird, die fir die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fiir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
priifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftsprifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestéatigen.

4. Sicherung der Unabhéngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhéangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer des
Auftragsverhéltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu Ubernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
priifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftspriifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintréachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur auRerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
mafgebend. Entwurfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mundliche Erklarungen und Auskinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auRerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information tber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftspriifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Tatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Méangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfillung
durch den Wirtschaftsprifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherful-
lung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zurlicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurlcktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmadglichkeit der Nacherfiillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit dariiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftspriifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegenulber zurtickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftspriifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uber Tatsachen und Umsténde, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftspriifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftspriifers fir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemaf § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprifer auch gegentiber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Héchstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezliiglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Hohe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zuriickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberiihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriiften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefiihrte Priifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulassig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fiir Buchfiihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag ibernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdgensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftspriifer fiur die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftspriifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergutungsverordnung fiir die Bemessung der Vergiitung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergltung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermdgensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhéhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverauerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstlitzung bei der Erfillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tétigkeit Gbernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmaRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verglinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fiir die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht lbernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebuihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusatzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Verglitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergltung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zuléssig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.
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